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52 Verordnung 
betreffend Brüſſeler Telegraphenkonferenz 1928. 
Vom 26. 9. 1929. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſ. Bl. S. 47) wird folgende Verordnung bekanntgegeben: 

Die auf Grund der Artikel 13 und 15 des Welttelegraphenvertrags von St. Petersburg vom 
10.22. Juli 1875 (Geſ. Bl. S. 125 1924) durch die Welttelegraphenkonferenz in Brüſſel am 
22. September 1928 beſchloſſenen Anderungen und Ergänzungen der Vollzugsordnung zum Welt⸗ 
telegraphenvertrag, Ausgabe Paris 1925, treten am 1. Oktober 1929 in Kraft. 

Der Wortlaut dieſer Anderungen und Ergänzungen und die ſich aus ihrer Anwendung für den 
telegraphiſchen Verkehr mit dem Auslande ergebenden Tarifänderungen können bei den Poſt- und 
Telegraphenanſtalten im Gebiete der Freien Stadt Danzig eingeſehen werden. 


Danzig, den 26. September 1929. 
Boit- und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


53 Beitritt 
der Freien Stadt Danzig zu dem Haager Abkommen über internationales Ptivatrecht. 
i Vom 9. 10. 1929. 


Auf Grund des Geſetzes vom 21. September 1922 (G. Bl. S. 444) wird hiermit verkündet: 
Die Freie Stadt Danzig iſt den nachſtehend bezeichneten Abkommen über internationales Privat⸗ 
recht, : 
a) vom 12. Juni 1902 zur Regelung des Geltungsbereichs der Geſetze auf dem Gebiet der 
Eheſchließung (RG Bl. 1904 S. 221), : ' 

b) vom 12. Juni 1902 zur Regelung des Geltungsbereichs der Geſetze und der Gerichts- 
barkeit auf dem Gebiete der Eheſcheidung und der Trennung von Tiſch und Bett (RGBl. 

1904 S. 231), R 

e) vom 12. Juni 1904 zur Regelung der Vormundſchaft über Minderjährige (RGBl. 1904 
©. 240), ۱ 

d) vom 17. Juli 1905 betreffend den Geltungsbereich der Geſetze in Anſehung der Wir- 
kungen der Ehe auf die Rechte und Pflichten in ihren perſönlichen Beziehungen und auf 
das Vermögen der Ehegatten (RODI. 1912 S. 453), 

e) vom 17. Juli 1905 über die Entmündigung und gleichartige Fürſorgemaßregeln ۰ 
1912 S. 463) 

als Vertragspartei beigetreten. Der Beitritt iſt mit dem 24. Auguſt 1929 wirkſam geworden. 

Die vorbezeichneten Abkommen ſind int Deutlhen: Reichsgeſetzblatt 1904 und 1912, mithin vor 
dem 10. Januar 1920, veröffentlicht; ein erneuter Abdruck erübrigt ſich daher. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 31. 10. 1929.) 
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Vertragsſtaaten für die einzelnen Abkommen find außer der Freien Stadt Danzig: 

a) für das Abkommen vom 12. Juni 1902 zur Regelung des Geltungsbereichs der Geſetze 
auf dem Gebiet der Eheſchließung: Schweden, Schweiz, Italien, Rumänien, Portugal, 
Ungarn, Luxemburg, Deutſches Reich, Niederlande, Polen; 

b) für das Abkommen vom 12. Juni 1902 zur Regelung des Geltungsbereichs der Geſetze 
und der Gerichtsbarkeit auf dem Gebiete der Eheſcheidung und der Trennung von Tiſch 
und Bett: Schweden, Italien, Rumänien, Portugal, Ungarn, Luxemburg, Deutſches Reich, 
Niederlande, Polen; ۱ 

c) für das Abkommen vom 12. Juni 1902 zur Regelung der Vormundſchaft über Minder- 
jährige: Schweden, Schweiz, Italien, Rumänien, Portugal, Ungarn, Luxemburg, Deut- 
ſches Reich, Niederlande, Belgien, Spanien, Polen; 

d) für das Abkommen vom 17. Juli 1905 betreffend den Geltungsbereich der Geſetze in An— 
ſehung der Wirkungen der Ehe auf die Rechte und Pflichten der Ehegatten in ihren per— 
ſönlichen Beziehungen und auf das Vermögen der Ehegatten: Schweden, Italien, RU 
mänien, Portugal, Deutſches Reich, Niederlande, Polen; 

e) für das Abkommen vom 17. Juli 1905 über die Entmündigung und gleichartige Für⸗ 
ſorgemaßregeln: Italien, Rumänien, Portugal, Ungarn, Deutſches Reich, Niederlande, 
Schweden, Polen. ٦ذ‎ 


Danzig, den 9. Oktober 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


54 VBerordnung 
zur Anderung der 8)0. 
Vom 11. 10. 1929. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 10 
des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. März 1914 (RODI. S. 85) in der Faſſung der Verordnung vom 24. Dez 
zember 1923 (Geſ. Bl. S. 1337 wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 in der Faſſung 
der Verordnung vom 5. April 1929 (Ges. Bl. S. 67) wie folgt geändert: 

Artikel l. 

1. Im $ 2 „Einzahlungen durch Zahlkarte“ iſt als Abſ. VII nachzutragen: 

VII. 1. Der Abſender einer Zahlkarte kann verlangen, daß der Betrag ſofort nach 
Eingang der Zahlkarte oder Einzahlung beim Poſtſcheckamt gutgeſchrieben wird, auch wenn 
die Zahlkarte erſt nach Eintritt der Schlußzeit für Buchungsaufträge jedoch nicht ſpäter 
als bis zur Schlußzeit für Eilaufträge eingeht oder eingeliefert wird. Das Verlangen 
iſt auf der Zahlkarte am oberen Rande durch den Vermerk zu ſtellen: „Sofort gut⸗ 
ſchreiben“. 

2. Für die Sonderbehandlung der Zahlkarte wird eine Gebühr von 1 G erhoben, 
die der Abſender außer der Zahlkartengebühr (J) durch Aufkleben von Freimarken auf die 
Zahltarte zu entrichten hat. 

Die bisherigen Abſ. VII- XII erhalten die Nummern VIII XIII. : 

2. Im 8 4 „Überweifungen von Poſt⸗ und Zahlungsanweiſungen uſw.“ iſt im Abſ. IV Unter- 
abſ. 3 ſtatt „blaue Nachnahmezahlkarten (mit Klebeleiſte) oder hellrotbraune Nachnahmezahl⸗ 
karten in Kartenform“ zu ſetzen: 

Nachnahmezahlkarten mit Klebeleiſte oder in Kartenform 

3. Im 8 7 „Überweiſungen auf ein anderes Poſtſcheckkonto“ iſt als Abſ. ۷ ۰ 

V. 1. Der Einſender einer Überweiſung kann verlangen, daß die Laſt⸗ und die 
Gutſchrift ſofort ausgeführt werden, auch wenn die Überweiſung dem Poſtſcheckamt erſt 
nach Eintritt der Schlußzeit für Buchungsbeträge jedoch nicht [pater als bis zur Schluß⸗ 
zeit für Eilaufträge zugeht. Das Verlangen iſt auf der Überweiſung links unten durch 
den Vermerk zu ſtellen: „Eilauftrag“. Der Vermerk iſt vom Antragſteller zu unterſchreiben. 
In Sammelüberweiſungen (III 915]. 1) dürfen Eilaufträge nicht aufgenommen werden. 

2. Für die Sonderbehandlung des Eilauftrags wird eine Gebühr von 1 8 erhoben, 
die vom Konto des Antragſtellers abgebucht wird. 

Die bisherigen Abſ. V— VII erhalten die Nummern VI VIII. 


„ 


Im ۹ 8 h en 7 6 it als 5 Abl X hen: 
X. 1. Der Einſender eines Schecks kann verlangen, daß die Laſtſchrift auch dann noch 
am Eingangstag ausgeführt wird, wenn der Scheck dem Poſtſcheckamt erſt nach Eintritt 
der Schlußzeit für Buchungsaufträge jedoch nicht ſpäter als bis zur Schlußzeit für Eil- 
aufträge zugeht. Das Verlangen iſt auf der Vorderſeite des Schecks links unten durch den 
Vermerk zu ſtellen: „Eilauftrag“. Der Vermerk iſt vom Antragſteller zu unterſchreiben. 
In Sammelſchecke (III Abſ. 1) dürfen Eilaufträge nicht aufgenommen werden. 

2. Für die Sonderbehandlung des Eilauftrags wird eine Gebühr von 1 0 erhoben; 
hat der Ausſteller die Behandlung als Eilauftrag beantragt, ſo wird die Gebühr von 
ſeinem Konto abgebucht, hat dagegen der Zahlungsempfänger den Antrag geſtellt, ſo 
wird die Gebühr bei der Auszahlung des Betrags einbehalten. 

Die bisherigen Abſ. XXIII erhalten die Nummern XI—XIV. 
In demſelben $ (8) iſt zu ändern 
a) im (bisherigen) Abſ. X Unterabs. 3 bei dem Hinweis auf $ 7, ۷ die Zahl „V“ in: VI, 
b) im (bisherigen) Abſ. XIII im letzten Satz an zwei Stellen die Zahl „XII“ in: XIII. 
6. Im $ 9 „entrichten der Gebühren“ iſt im Abſ. I im 2. Satz bei dem Hinweis auf $ 8, XII die 
Zahl „XII“ zu ändern in: XIII. 
Artikel II. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1929 in Kraft. 
Danzig, den 11. Oktober 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


55 Druckfehlerberichtigung. 
Auf Seite 123 des Geſetzblattes 1929 muß es in der letzten Zeile anſtatt قرع ایر‎ heißen 
„lendervierteljahres“. 
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